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SoVD-Jahresempfang 2026 „Zeit für mehr soziale Gerechtigkeit: 
Teilhabe fördern und Chancen eröffnen“ 

17. März 2026 
Rede Klaus Wicher, Landesvorsitzender SoVD Hamburg 

Es gilt das gesprochene Wort. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich freue mich sehr, Sie heute zum Jahresempfang des SoVD Hamburg begrüßen zu dürfen. Es 
ist wunderbar, dass Sie so zahlreich erschienen sind – trotz der vielen Versuchungen, die Ham-
burg an einem solchen Tag bietet. Und keine Sorge: Ich verspreche Ihnen, diese Rede dauert 
nicht länger als eine Fahrt mit der S-Bahn, wenn mal wieder „kurzfristig eine Weiche defekt ist“. 

Ein besonders herzliches Willkommen geht an unsere Gäste aus Politik, Verwaltung und Zivilge-
sellschaft. Gern würde ich Sie alle einzeln begrüßen. Ich bitte sehr um Ihr Verständnis, dass ich 
dies in diesem Rahmen nicht tun kann. Und natürlich: Ein großes Dankeschön an unsere Haupt- 
und Ehrenamtlichen. Ohne Sie wäre der SoVD so beweglich wie ein hvv-Aufzug im Reparatur-
modus oder auf den Straßen mit täglich 20- bis 30.000 Baustellen.  

Zu Beginn meiner Rede möchte ich die Gelegenheit wahrnehmen, um mich bei Politik und unse-
ren Partnerinnen und Partnern dafür bedanken, dass wir jederzeit offene Türen und offene Oh-
ren für unsere Anliegen bei Ihnen haben. Es ist ein gutes Gefühl Freunde und Gleichgesinnte zu 
haben. Aber gerade auch in der Politik Menschen zu wissen, die sich unseren Anliegen offen zei-
gen. Danke dafür! 

Wir leben in Zeiten, in denen vieles gleichzeitig passiert: Kriege, in deren Folge die Preise stei-
gen, soziale Spaltung, Pflegekrise, Klimawandel. Große Sorgen machen uns in Hamburg beson-
ders die stark steigenden Arbeitslosen- und Armutszahlen.  

Es geht uns um ein Sozialsystem, das diesen Namen zurecht trägt, und um gute Arbeits- und Le-
bensbedingungen, ein System, das niemand zurücklässt, wie es einmal der ehemalige Bürger-
meister und Bundeskanzler Olaf Scholz ausgedrückt hat! Danke, dass Sie heute alle gekommen 
sind. 

Konservative im Land fordern mit lauter Stimme Reformen des Sozialstaates, er sei nicht mehr 
finanzierbar. Wir wollen den Sozialstaat stärken und nicht schwächen, um den sozialen Frieden 
zu erhalten. Das ist unser aller Aufgabe, meine Damen und Herren. Denn nur dann können wir 
unsere Demokratie, den Rechtsstaat und unsere Freiheitsrechte schützen. 

Deswegen muss jetzt gerecht umverteilt werden, dass fordert auf Bundesebene ein breites 
Bündnis aus Sozialverbänden, Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbänden gemeinsam. Wie das 
geht und finanziert werden kann, darauf wird unsere Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier 
in ihrer Rede eingehen. 
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Nur so viel von mir: Wir brauchen einen gesamtgesellschaftlichen Kraftakt, an dem sich vor al-
lem diejenigen beteiligen müssen, die viel haben. Die Last darf nicht den ohnehin sozial Be-
nachteiligten auch noch aufgebürdet werden. Nur so kann unsere Gesellschaft stabil bleiben, 
meine Damen und Herren. 

Wir gehen davon aus, dass mindestens 500.000 Menschen in Hamburg bereits am Rande der Ge-
sellschaft angekommen sind. Den Mittelstand hat es längst erreicht. Alleinerziehende mit mehr 
als zwei Kindern sind fast zu Hälfte arm und Rentnerinnen und Rentner sind auf einem neuen 
Armutshöchststand angekommen.  

Solidarität und soziale Gerechtigkeit muss im Mittelpunkt des Handelns stehen. Darauf werden 
wir achten. Das gilt gerade auch für Hamburg als reiche Metropole.  

Der Hamburger Finanzsenator und seine Kolleginnen und Kollegen aus dem Senat werden der-
zeit nicht müde zu verbreiten: für zusätzliche Ausgaben haben wir kein Geld, wir müssen sparen. 
Wie kommt das bei den Menschen an? Wer arm ist, wird arm bleiben, wer gering qualifiziert ist, 
hat kaum Chancen auf dem Arbeitsmarkt, Kinder aus armen Familien haben kaum Chancen ih-
rem sozialen Milieu zu entkommen. Das vermittelt keine Aufbruchstimmung, im Gegenteil, das 
demoralisiert und lässt jegliche Perspektive vermissen. Ein falscher Weg, den wir so nicht gehen 
sollten. 

In der Klimapolitik ist Handlungsbedarf gegeben. Ohne sozialen Ausgleich geht das aber nicht. 
Besondere Bedarfslagen sozial benachteiligter Menschen müssen berücksichtigt werden. Das 
sind Aufgaben der Zukunft, die wir in Hamburg nur bewältigen können, wenn der Hamburger 
Senat umsteuert und den Menschen Perspektiven aufzeigt. 

An einem Beispiel möchte ich zeigen, wie das in Hamburg derzeit gemacht wird. Die Fernwärme 
wird klimaneutral umgestaltet, gut so. Die Investitionen in Milliardenhöhe dafür werden aber 
den Mieterinnen und Mietern aufgebürdet. Eine Familie mit einer 70 Quadratmeter Wohnung 
und einem Verbrauch pro Jahr von rund 7.500 KW/St. muss dafür 300 Euro mehr im Jahr auf-
bringen. Das können viele nicht. Fernwärme wird als Heizung der Zukunft bezeichnet. Bei der 
Umstellung wird sie allerdings teurer statt billiger. Das versteht niemand. 

Es zeigt sich, dass der Hamburger Senat sich mehr als bisher sozialpolitischen Herausforderun-
gen in der Stadt stellen muss.  

Bei der Umsetzung des Klimaentscheids erwarten wir dann allerdings, dass die Bedarfe der Be-
troffenen sozialverträglich beachtet werden, so wie es vorgesehen ist. So dürfen z. B. Mietstei-
gerungen und Haussanierungen nicht einseitig auf Mieterinnen und Mieter abgeschoben und 
Menschen mit kleinen Einkommen nicht zusätzlich belastet werden. Nur so finden Maßnahmen 
Akzeptanz! 

Sehr viele Hamburgerinnen und Hamburger müssen von Sozialleistungen leben, dass bedeutet, 
von 6,51 Euro pro Tag leben zu müssen. Kindern steht noch sehr viel weniger zu. Eine gesunde 
Ernährung davon zu finanzieren, ist schlicht nicht möglich. Es bedeutet, auf Kino und Theater zu 
verzichten, den Kindern nicht geben zu können, was sie brauchen. Alle wissen zudem, dass 
Arme ein deutlich höheres Risiko haben zu erkranken und deutlich früher versterben. Und das 
lässt sich belegen: In der unteren Einkommensgruppe für Männer ist die Lebenserwartung 71 
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Jahre, in den höheren Einkommensgruppen 79,4 Jahre. Bei Frauen ist das Verhältnis 78 Jahre zu 
82 Jahren.  

An den Senat richte ich die Frage, warum es kein kontinuierliches Programm gibt, um betroffe-
nen Menschen zu helfen. Der SoVD hat seit langer Zeit aufgezeigt, wie der Anteil Hamburgs 
dazu aussehen kann: 

▪ Altersarmut kann mit einem Aufschlag auf die Grundsicherung und der Einführung von Seni-
orenzentren bekämpft werden. 

▪ Bedürftigen könnte freie Fahrt mit dem ÖPNV eingeräumt werden und sie könnten freien 
Eintritt in Kultur, Sport und Unterhaltungsangebote erhalten.  

▪ Grundsicherungsempfängerinnen und -empfänger in Pflegeheimen könnten durch die Über-
nahme der Investitionskosten entlastet werden. 

▪ Kinder könnten bessere Startmöglichkeiten mit einem Hamburger Familiengeld erhalten 
und eine funktionierende offene Kinder- und Jugendhilfe würde ihnen vielfach helfen. 

▪ Langzeitarbeitslose sollten mit Beschäftigungsgesellschaften nachhaltig unterstützt werden. 

Dies sind nur einige Möglichkeiten, wie Menschen in schwierigen Lebenssituationen geholfen 
werden kann. Das geschieht zu wenig und deswegen werden wir den Senat immer wieder zum 
Handeln auffordern, meine Damen und Herren.  

Gesagt werden muss auch, dass in Hamburg einiges gemacht wird, z. B. kostenfreie Kindergar-
tenangebote. Klar ist allerdings auch, mit steigenden Problemen kann man sich nicht auf dem 
Ausruhen, was man schon gemacht hat. Es bedarf neuer Angebote und Strategien. Armut ver-
letzt die Menschenwürde, die Betroffenen kommen aus dem Teufelskreis Armut nur raus, wenn 
sie Hilfe erhalten. Daher ist der Senat immer aufs Neue gefordert. 

Wir brauchen eine funktionierende Verwaltung mit verständlichen und kurzen Anträgen, mit Be-
scheiden, die Schritte der Verwaltung unmissverständlich aufzeigen. Gelder müssen schnell aus-
gezahlt werden, Spielräume wie Vorschussleistungen müssen ausgenutzt werden. Die Antrag-
stellenden müssen wahrnehmen, dass ihr Problem gelöst wird. Das wäre eine Verwaltung, die 
von den Menschen angenommen würde. 

Ein Wort am Schluss noch zum wachsenden Rechtsextremismus. Für uns gilt: Wo Menschen-
rechte verachtet werden, stehen wir auf für eine weltoffene, demokratische und auch eine bunte 
Gesellschaft. Das ist für den SoVD selbstverständlich. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns diesen Jahresempfang nutzen, um miteinander ins Ge-
spräch zu kommen, Ideen zu teilen und gemeinsam zu überlegen, wie wir Hamburg sozial ge-
rechter machen können. Ich weiß, die besten Ideen entstehen oft zwischen Häppchen und ei-
nem guten Getränk. Das wird es später geben. 

Ich danke Ihnen für Ihr Kommen, für Ihr Engagement und für Ihre Verbundenheit mit dem SoVD 
Hamburg. 

Lassen Sie uns nun gemeinsam in einen inspirierenden, lebendigen und hoffentlich auch ertrag-
reichen Jahresempfang starten.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 


